Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Kleine Anfrage 

der Fraktion der DP 


betr. Mühlenstillegung 


Wir fragen die Bundesregierung; 

1. Ist der Bundesregierung die Auffassung des selbständigen 
Mühlengewerbes bekannt, wonach 400 bis 500 kleine und 
mittlere Mühlenbetriebe des selbständigen Unternehmer- 
tums von der Stillegungsaktion nicht betroffen zu werden 
brauchten und unter normalen Wirtschaftsbedingungen er- 
halten bleiben könnten, wenn die der öffentlichen Hand 
nahestehenden, unter 2. genannten Großmühlen mit einer 
technischen Tageskapazität von rund 1955 to mit einem Aus- 
nutzungsgrad von etwa 60 v. H. unter den Bedingungen 
des Mühlengesetzes stillgelegt würden? 

2. Ist die Bundesregierung bereit, ihren Kapital- und Verwal- 
tungseinfluß bei der Deutsdmn Genossenschaftskasse Frank- 
furt (Main) und ihren Verwaltungseinfluß bei der Landwirt- 
schaftlichen Rentenbank Frankfurt (Main) dahingehend 
auszuüben, daß audr Großmühlen des Mühlenkonzerns 
Deutsche Mühlenvereinigung AG, Duisburg, zugunsten des 
Fortbestehens selbständiger Mühlenbetriebe stillgelegt wer- 
den, zumal beide genannten öffentlichen Banken die allei- 
nigen Aktionäre dieses Mühlenkonzerns sind? 


Bonn, den 19. Februar 1959 


Dr. Schranz 

Schneider (Bremerhaven) und Fraktion 
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